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Bebauungsplan „Lange Straße“ mit Satzung
über örtliche Bauvorschriften

im Planbereich 117.26
in Nürtingen-Neckarhausen

– Inkrafttreten –
gem. § 10 Abs. 3 BauGB

Der Gemeinderat der Stadt Nürtingen hat auf Grund von § 10 Abs. 1
Baugesetzbuch (BauGB) und § 74 Landesbauordnung (LBO) den
Bebauungsplan „Lange Straße“ und die örtlichen Bauvorschriften
im Planbereich 117.26 in Nürtingen-Neckarhausen am 17. März
2020 als Satzung beschlossen.
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüb-
lich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung treten der Be-
bauungsplan und die Satzung über örtliche Bauvorschriften in Kraft.
Maßgebend sind die Planzeichnung vom 15. März 2019 sowie der
Textteil mit der Satzung über örtliche Bauvorschriften vom 18. Okto-
ber 2019. Es gilt die Begründung vom 18. Oktober 2019.
Der Bebauungsplan wurde im vereinfachten Verfahren gemäß
§ 13 BauGB aufgestellt.
Auf den Lageplan mit Geltungsbereich vom 15. März 2019 wird hin-
gewiesen. Der räumliche Geltungsbereich umfasst ca. 4,4 ha und
wird gemäß § 9 Abs. 7 durch folgende Flurstücke begrenzt:
im Norden/ Nordwesten: 299 (Silcherstraße), 37/7, 27/4, 48

(Kapfstraße)
im Südosten: 17 (Lange Straße)
im Südwesten: 25/1 (Lämmlesgasse)

Hinweise:
Das Original des Bebauungsplans, der Textteil mit der Satzung über
örtliche Bauvorschriften und die Begründung können beim Techni-
schen Rathaus – Bauverwaltungsamt, Abteilung Bauordnung/
Denkmalschutz – in Nürtingen, Marktstraße 1, im Bürgerbüro
Bauen (Zimmer 055) im Erdgeschoss während der Öffnungszei-
ten (siehe unten) von jedermann eingesehen werden. Sie werden
mit dieser Bekanntmachung rechtsverbindlich. Auskünfte nach
§ 10 Abs. 3 Satz 2 BauGB über den Inhalt des Bebauungsplanes
und Beratung zu Bauvorhaben werden an selbigem Ort während
der Öffnungszeiten erteilt. Zudem ist eine digitale Kopie der Plan-
unterlagen auf der Webseite des Stadtplanungs- und Umweltamtes
abrufbar.
Auf die Voraussetzung für die Geltendmachung der Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung
sowie Rechtsfolgen des § 215 Abs.1 BauGB wird hingewiesen. Un-
beachtlich gemäß § 215 Abs.1 BauGB beim Zustandekommen die-
ser Satzung werden:
1. eine nach § 214 Abs.1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung der § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung der
Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des
die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht wor-
den sind. Obiger Satz gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214
Absatz 2a BauGB beachtlich sind. Der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB
über die fristgemäße Geltendmachung von Planungsschadens-
ersatzansprüchen durch Antrag an den Entschädigungspflichtigen
(vgl. § 43 BauGB) im Fall der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeich-
neten Vermögensnachteile wird hingewiesen. Gemäß § 44 Abs. 4
BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb
von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in § 44
Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetre-
ten sind, die Fälligkeit herbeigeführt wird. Hierfür bedarf es eines
schriftlichen Antrags an den Entschädigungspflichtigen.
Soweit der Bebauungsplan mit Satzung über örtliche Bauvorschrif-
ten unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der aktuellen
Fassung oder auf Grund der GemO zu Stande gekommen ist, gilt
er ein Jahr nach der Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu
Stande gekommen (§ 4 Abs. 4 Satz 1 GemO). Dies gilt nicht, wenn:
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Ge-
nehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt wor-
den sind (§ 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 GemO),

2. der Oberbürgermeister dem Satzungsbeschluss nach § 43 GemO
wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,

3. vor Ablauf der oben genannten Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbe-
hörde den Beschluss beanstandet hat

4. oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegen-
über der Stadt Nürtingen unter Bezeichnung des Sachverhaltes,
der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht
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worden ist (§ 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 GemO).
Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 GemO geltend ge-
macht worden, so kann auch nach Ablauf der Jahresfrist jedermann
diese Verletzung geltend machen.
Die Verletzungen sind schriftlich gegenüber der Stadt Nürtingen –
Stadtplanungs- und Umweltamt, Marktstraße 1, 72622 Nürtingen
oder einer anderen Stelle der Stadtverwaltung geltend zu machen.
Dienstzeiten des Technischen Rathauses, Marktstraße 1, 72622
Nürtingen:
Seit Dienstag, 17. März 2020 ist das technische Rathaus für Be-
sucher geschlossen. Der Dienstbetrieb der Stadtverwaltung bleibt
aber aufrechterhalten und die Dienststellen im Rathaus sind wei-
terhin telefonisch und per E-Mail zu erreichen. Einsichtnahme und
Auskünfte über das Bebauungsplanverfahren sind nach vorheriger
terminlicher Absprache mit den Mitarbeitenden des Bürgerbüros
Bauen unter der Tel.Nr. 07022-75444 oder per Email: buergerbue-
robauen@nuertingen.de möglich. Zudem sind die Unterlagen zum
rechtskräftigen Bebauungsplan auch im Internet unter
https://nuertingen.de/rechtskraeftige-bebauungsplaene einsehbar.
Die Räume sind barrierefrei erreichbar.
Nürtingen, 5. Mai 2020
gez. Dr. Johannes Fridrich
Oberbürgermeister Stadt Nürtingen


